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Nr. 112. Mittag⸗Ausgabe. 


— 


reslauer 


Viertellähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, 
Inſertionsgebühr für den Raum einer 


Verlag von Eduard Trewendt. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Wien, 6. März. Die Abendausgabe der „Preſſe“ enthält ein 
Telegramm aus Trieſt vom heutigen Tage, nach welchem eingegangene 
Nachrichten aus Griechenland vom 3. d. M. melden, daß die Inſur⸗ 
genten in Nauplia behufs Capitulation in Unterhandlung ſtänden; der 
König wolle nur vom Feldwebel abwärts Amneſtie ertheilen. Im 
ganzen übrigen Lande herrſche Ruhe und ungeftörter Verkehr. 

Wien, 6. März, Abends. Hier eingetroffene Nachrichten aus 


Athen vom 1. d. M. melden, daß die königlichen Truppen den An⸗ 


A 


griff gegen die Verſchanzungen der Inſurgenten nicht erneuert haben 
und Verſtärkungen erwarten. Der Golf von Argos iſt in Blokadezu⸗ 
ſtand erklärt. Ein königliches Decret gewährt allen ſchuldigen Mili⸗ 
tärs, mit Ausnahme der Anſtifter, Amneſtie, ſo lange das Bombarde⸗ 
ment Nauplia's noch nicht begonnen. Der auf Urlaub anweſende grie⸗ 
chiſche Geſandte in London, Tricupis, ſoll von dem Könige beauf⸗ 
tragt fein, in Begleitung des franzöſiſchen Gefandten Bourré nach 
Nauplia zu gehen, um den Inſurgenten Vorſchläge zu machen. 

Wie „Scharff's Correſpondenz“ vernimmt, werde die militäriſche 
Steuerexekution in Siebenbürgen gleichfalls ſuspendirt werden und die 
Steuererhebung wie in Ungarn ſtattfinden. 

Paris, 6. März. Das Journal „l' Esperance“ zu Nantes hat 
wegen Angriffe auf das Staatsoberhaupt eine zweite Verwarnung 
erhalten. 

Aus Turin wird vom geſtrigen Tage mitgetheilt, daß Garibaldi 
nach Genua gegangen ſei, um dort, wie man verſichert, der General⸗ 
verſammlung der Comité's des Provedimento zu präfldiren. 

In Cadix eingetroffene Berichte aus Vera Cruz vom 8. v. M. 
melden, daß ſeitens der Alliirten Vorbereitungen zum Abmarſche und 
zur Beſetzung von Orozabo, Cordoba und Jalapa getroffen würden, und 
daß die Mexikaner entſchloſſen ſeien, dies zu verhindern. Die Can⸗ 
didatur des Erzherzogs Maximilian war nicht günſtig aufgenommen 
worden. 

London, 6. März, Morgens. Hier eingetroffene Nachrichten 
aus Newyork vom 21. v. Mts. melden, daß die dortigen Journale 
den Vorſchlag, Mexiko zur Monarchie zu machen, unwillig aufgenom⸗ 
men haben. Die Nachricht von der Einnahme Savannah's hat ſich 
nicht beſtätigt, doch dauerten die Vorbereitungen zum Angriff auf dieſe 
Stadt fort. Der im Senate eingebrachte Antrag, dem Kapitän Wilkes 
Dank auszusprechen, iſt auf unbeſtimmte Zeit vertagt worden. Die 


- Conföderirten find aus Miſſouri verjagt worden; einem Gerüchte nach 


würde Schurz an Stelle Camerons als Geſandter nach Peters 
burg, Vilmot als Bevollmächtigter nach Spanien gehen. 

Aus Vera⸗Cruz wird vom Sten v. Mts. gemeldet, daß unter 
den europäiſchen Truppen eine beträchtliche Anzahl Kranker ſich befinde. 
Die Verbündeten trafen Vorbereitungen, vorzurücken, die Mexikaner 
Widerſtand zu leiſten. N 

Petersburg, 6. März. Nach der heutigen „Nordiſchen Poſt“ 
haben dreizehn Mitglieder des Inſtituts der Friedensrichter im Gou⸗ 
vernement Twer die Erklärung abgegeben, nicht nach den Emanci⸗ 
pationsgeſetzen vom 19. Februar 1861 handeln zu wollen. Auf den 


Bericht der Provinzialverſammlung der Friedensrichter hat der Mi- 


niſter des Innern die Ueberführung der Renitenten nach Petersburg 
behufs Anklage bei dem Senate befohlen. 

Paris, 5. März. Die „Patrie“ glaubt einen Beſuch des Kaiſers Na⸗ 
poleon in Potsdam in den nächſten Monaten als nicht ganz unwahrſchein⸗ 
lich in Ausſicht ſtellen zu können. 


Preuſen. 
Landtags- Verhandlungen. 

16. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten vom 6. März, 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſche der Finanzminiſter v. Patow und ein Regierungs⸗Commiſſar. — Die 
Tribünen find zahlreich beſucht. 8 5 

Der Präſident verlieſt einen von dem Abg. Mellien eingebrachten 
Antrag, betr. einen förmlichen Geſetzentwurf wegen der Militärgerichtsbar⸗ 
teil, der einer beſonderen Commiſſion überwieſen wird. 8 

Zur Verhandlung kommt zunächſt der Bericht der Budget⸗Commiſſion 
über die Hagenſchen Anträge. Es iſt darüber ſchon ausführlich berichtet 
worden. Von dem Abg. Hagen ſind ſeine urſprünglichen Vorſchläge, welche 
betanntlic von der Commiſſion anfänglich angenommen, ſpaͤter aber abge: 
ehnt worden waren, in Form des folgenden Gegenantrages wieder aufge: 
nommen: „Das Haus wolle beſchließen, daß 1) der Staatshaushalts-Ctat 
in ſeinen Titeln durch Aufnahme der weſentlichen Einnahme⸗ und Ausgabe⸗ 

oſitionen aus den demſelben zu Grunde liegenden Verwaltungs⸗Etats mehr 
u ſpecialiſtren, 2) dieſe Specialifirung ſchon bei der Feſtſtellung des Staats: 
aushalts⸗Etats pro 1862 und zwar im Anhalt an die Titel und Titel⸗Ab⸗ 
theilungen der pro 1859 gelegten Special⸗Rechnungen zu bewirken ſei.“ 

Referent iſt der Abg. v. Hoverbeck. Er eröffnet die Diskuſſion, indem 
er die aus dem Berichte bekannte Geſchichte der Commiſſions⸗Berathungen 
in einzelnen Zügen wiedergiebt, insbeſondere dabei die von dem Abg. von 
Patow im Jahre 1852 anerkannten und vertheidigten Grundſätze bervor- 
bebend, Die Regierung, fährt er fort, hat jetzt durch den Herrn Finanz: 
miniſter v. Patow 1 wir ſollen Vertrauen haben; aber wir ſind 


vom Lande nicht hergeſchickt, um Vertrauen, ſondern um zunächſt offene Au⸗ 


gen zu haben. (Bravo.) Wer ſteht uns außerdem dafür, 
wärtige Ministerium Beſtand haben werde? (Hört!) Ich habe für die Ha⸗ 
. Anträge mit der Commiſſion geftimmt, und wenn die Commiſſion 
päter die Hagenſchen Anträge verworfen, ſo werden Sie dem Referenten 
7 verargen, wenn er ſeine frühere Ueberzeugung feſthält und die Anträge 
er Commiſſion nicht mit der nöthigen Energie vertheidigt. Der Referent 
schen be darauf die in der Commiſſion für die Verwerfung der Hagen⸗ 
en oröckläge geltend gemachten Gründe. 


g. Hagen gegen den Antrag der Commiffion: Mein Antrag hat, wie 


ich mir wohl bewußt bin, den größten Einfluß auf die . aber 


ich bin zugleich der feften Ueberzeugung, daß derſelbe ein guter, 


Land beiljamer iſt. Er bezweckt, eine größere Garantie zu geben, daß die 


der Regi i irkli det 
egierung bewilligten Gelder auch wirklich zu dem Zwecke verwen 0 . 


3 zu dem fie bewilligt find. Dies muß aber der allgemeine Wunf 
er Landesvertretung fein. Bei Prüfung des Budgets 1852 wurde mit den 


Grundſätzen meines Antrages, die bis dahin in Geltung geweſen, Nager 
achdruck 

und droh i 9 
roht dieſen Bruch mit einer wirklichen Controle der Finanzverwaltung 

u legaliſiren. Ohne dieſe Grundſätze, ohne die Specialiſirung des Etats 
f Streichungen im Budget, wie bei Geſandtſchaftspoſten u. dergl. ganz 
Uluſoriſch; jeder beliebige Verwaltungszweig kann zu Gunſten eines anderen 
. ntrag ſoll die früheren Grundſätze 
die Verwaltung wieder einführen. Die Regierung iſt denſelben nicht prin⸗ 
en in dieſer Beziehung 
mf on ſchleßlich 170 
h ommiſſion ſchließli 2 
gangen iſt. Ich halte die Sache aber für eine dringende und den Auffaub, 
uten 
acht. 


und damals hat der gegenwärtige Finanzminiſter dieſelben mit 
vertheidigt. Das Oberechnungs⸗Kammergeſetz iſt uns nunmehr 


Ind 


benadtbeiligt werden u. ſ. w. Mein 


ziwiell entgegengetreten und hat ſich bereit erklärt 
ausgeſprochenen Wünſchen der Landesvertretung 
edingungen daran geknüpft, auf die auch die E 


exit 1863 vorzugehen, nicht gerechtfertigt. Ich zwei i d 

Willen des Mingers, im Tünftigen Jahre vörgugshell aber dan ſeiner 
7 2 0 ehen, b 

Um ſo dringlicher iſt darum die Sache für vie Ban . 


daß das gegen⸗ 


e Sad andesvertretung. Die Durch⸗ 
hrbarkeit meiner Vorſchläge iſt ſeitens der Regierung nicht Geftritten, ſon⸗ 


Zeit 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ f 


Anſtalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 7. März 1862. 


dern nur die allerdings dadurch herbeigeführte Mehrarbeit eingemwandet wor⸗ 
den. Der $ 2 meines Antrages bezweckt den Anſchluß an die Specialrech⸗ 
nungen des Jahres 1859 und dies wird die Arbeit bedeutend erleichtern; 
es wird dann in keiner Weiſe eine irgendwie die Verwaltung hindernde 
Aenderung eintreten. Die. Specialetats ſind in einer viel ſyſtematiſcheren 
Weiſe aufgeſtellt, als die Hauptetats: wir bekommen durch die Aufnahme ein 
weit überſichtlicheres Werk. Einen Cunflict in dieſer Sache mit der Regie: 
rung, wo wir im guten Rechte ſind, dürfen wir nicht ſcheuen. Eine Ein⸗ 
engung der Regierung liegt in meinen Vorſchlägen nicht. Der Ausgangs⸗ 
punkt dieſer Vorſchläge liegt, wie die Geſchichte derſelben lehrt (ſich zur 
Rechten wendend), in den früheren Führern Ihrer Partei und deshalb kann 
ich Ihnen wohl um ſo mehr anempfehlen, dieſelben anzunehmen. (Bravo). 

„Abg. Kühne (kaum verſtändlich): Eine nähere Specialiſirung der Etats 
ſei allerdings wünſchenswerth, darin ſei gewiß das ganze Haus einverſtan⸗ 
den. Aber dergleichen laſſe ſich nicht improviſiren; die Modalitäten ſeien 
wohl zu erwägen; es müſſe dabei eine gewiſſe Symmetrie in den verſchie⸗ 
denen Etats gewahrt werden. Es komme hinzu, daß wir bereits in das 
Etatsjahr 1862 eingetreten ſein; die Beſchlüſſe des Hauſes würden doch 
erſt nach Annahme des Staatshaushaltsetats durch das Herrenhaus und 
nach Publikation deſſelben durch die Regierung, alſo erſt in der Mitte des 
Jahres zur Aufführung kommen; für dieſes Jahr ſei alſo kein großes Re⸗ 
ſultat zu erwarten. Nun aber würde bei Annahme des Hagen ſchen An⸗ 
trags das ganze Rechnungsweſen in Verwirrung kommen; die desfallſigen 
Schwierigkeiten ſeien freilich nicht unüberwindlich, aber die aufzuwendende 
Mühe ſtehe mit dem Erfolge nicht in Verhältniß. Dieſer Erfolg werde viel⸗ 
fach überſchätzt. Nach feiner (Redners) Anſicht werde die finanzielle Con⸗ 
trole der Landesvertretung nicht erweitert, nur erleichtert; die Kenntniß des 
Publikums vom Staatshaushaltsetat werde erweitert werden. — Für das 
nächſte Jahr habe der Finanzminiſter in der Commiſſion die möglichſte Be⸗ 
rückſichtigung der Beſchlüſſe des Hauſes zugeſagt, und man möge alſo der 
Regierung vertrauen. Nun ſage man freilich, wer verbürgt dafür, daß der 
jetzige Finanzminiſter bleibt? „Nun, laß einen andern kommen!“ (Heiter- 
leit.) Jeder Amtsnachfolger werde an das Verſprechen des jetzigen Mini⸗ 
ſters gebunden ſein (Verwunderung links). Wenn eine partielle Speciali⸗ 
ſirung bei gewiſſen Etats — er brauche ſie wohl nicht zu bezeichnen (Hei⸗ 
terfeit) — nöthig erachtet werden ſollte, jo könne man ſie im Laufe der 
Budgetberathung eintreten laſſen. Den weitergehenden Hageu'ſchen Antrag 
Nr. 2 bitte er aber zu verwerfen (Bravo rechts). 

Abg. v. Kirchmann: Selbſt der letzte Redner habe am Schluß ſeines 
Vortrages eine Wendung genommen, als ob er als Redner für und nicht 
gegen die Hagen'ſchen Anträge aufgetreten ſei. Die praktiſche Frage, um 
die es ſich bei demſelben handle, ſei, ob die Landesvertretung den Miniſtern 
die nachträgliche Genehmigung für Etatsüberſchreitungen ei den Haupt⸗ 
etats oder den Spezialtiteln ertheilen ſolle, ob alſo dieſe Genehmigung z. B. 
bei dem Etat der Militärverwaltung von 31 Mill. erfolgen müſſe oder ob 
ſchon dann, wenn die einzelnen Poſten dieſes Etats überſchritten ſeien. 

Dieſe praktiſche Frage ſei ſchon in der Commiſſion für die Berathung der 
Vorlage über die Oberrechnungskammer zur Sprache gekommen, wo ſich die 
Mehrheit den Hagen'ſchen Vorſchlägen angeſchloſſen. Der Miniſter habe 
ihnen principiell zugeſtimmt und nur eingewendet, dieſe Commiſſion ſei nicht 
der Ort, wo ſie hingehörten. In der Budgeteommiſſion habe er auch prin⸗ 
cipiell nichts erinnert und nur bemerkt, der Zeitpunkt der Ausführung ſei 
noch nicht gekommen, für das Jahr 1862 ſeien die Vorſchläge unausführbar. 
Er hat empfohlen, daß man das Vertrauen zu der Regierung haben ſolle, 
daß ſie die Wünſche der Landesvertretung in ernſtliche Erwägung nehmen 
und für den Etat von 1863 berücksichtigen werde. Dieſe Bemerkung habe 
ſchon in der Commiſſion nichts gewirkt und werde auch in dem hohen Hauſe 
ſo einfach nicht wirken, wenn nicht der Miniſter noch die andere Bemerkung 
binzufügte, er ſei ſicher, daß das Haus im nächſten Jahre in derſelben Zu⸗ 
ſammenſetzung wieder eintreffen werde (Große Heiterkeit. Bravo links.). 
Wenn der Miniſter dieſe Verſicherung nicht geben könne, werde fein Argu⸗ 
ment wohl nicht ſehr wirkſam ſein. Er habe ferner auch nicht herausfinden 
können, daß die Arbeitslaſt durch die Ausführung der Hagen'ſchen Vo 1590 
fo bedeutend vermehrt werden würde, wenn man ſchon pro 186 
daran gehe. Die Prüfung des Budgets durch die Kammer erſcheine 
ihm eigentlich nur als eine wiſſenſchaftliche Arbeit. Die eigentlichen 
Kaſſen⸗Etats ſeien bereits vorher, lange vor dem Zuſammentritt der Kam⸗ 
mern fertig und an die Behörden verſandt, die danach arbeiteten. Die Feſt⸗ 
ſtellung der Etats in der Geſetzſammlung ändere daran nichts, erſt wenn die 
Specialetats, mit den Bemerkungen der Oberrechnungskammer verſehen, bei 
der allgemeinen Rechnungslegung nach 2 Jahren wieder an die Kammer ge⸗ 
langten, dann beginne die zweite wiſſenſchaftliche Arbeit, die in der Frage 
beſtehe, in wie fern einzelne Etatsüberſchreitungen ſtattgefunden, und in der 
Anlegung eines kleinen Sündenregiſters. Er verkenne die Schwierigkeiten 
einer energiſchen Finanzverwaltung nicht; wenn indeß auch nach den Anträ⸗ 
gen des Abg. Hagen verfahren würde, würden ſich dieſe Schwierigkeiten 
durchaus nicht ſteigern. Er mache aber auf die Wichtigkeit der vorliegenden 
Rien aufmerkſam. Er führe außer den hohen Koſten, die bereits erwähnt 
eien, an, daß es doch von Bedeutung ſei, ob z. B. die für die Salinen aus⸗ 
geworfene Summe von nahe 1 Mill., oder die für die Eiſenbahnen mit 
3 Mill. und die für die en ges mit 2,300,000 Thlrn. im Ganzen 
oder in den einzelnen Poſitionen feſtge tellt und bewilligt würden. Die Ent⸗ 
ſcheidung ſei wichtig nicht blos für die einzelnen Poſitionen, ſondern weit 
darüber hinaus für die Zukunft. Wenn jetzt eine bloße Reſolution gefaßt 
würde, ſo ſei keinerlei Garantie für deren Ausführung vorhanden. Er 
zweifle nicht an dem guten Willen des Finanzminiſters, für die Verbeſſerung 
der Etats im Sinne der len en Anträge im Jahre 1863 zu ſorgen, aber 
an ſeiner Macht, dieſen Willen dann auch durchzuſetzen. Der Abg. Kühne 
habe die Beſorgniß geäußert, die Annahme der Hagen'ſchen Anträge könne 
auf die Stellung des Miniſteriums weſentlichen Einfluß haben. Er glaube 
das von dieſen Anträgen nicht; eher glaube er, daß künftig Modifikationen 
in der Zuſammenſetzung des Miniſteriums dazu dienen konnten, die Ent⸗ 


ſcheidung der Fele immer wieder auf unbeſtimmte Zeit zu vertagen. Der 


gegenwärtige Zeitpunkt ſei der günſtigſte, um Bahn zu brechen für die vor⸗ 
geſchlagene große Verbeſſerung der Finanzverwaltung und ihre Ausführbar⸗ 
keit zu beweiſen. Auch die ultrakonſervativeſte Verſammlung würde dann 
nicht mehr im Stande ſein, zurüdzugehen. Das Haus werde durch Annahme 
der Hagen'ſchen Anträge dem Lande eine Wohlthat für alle Zeiten erweiſen. 
(Lebhaftes Bravo links.) a 

Fianzminiſter v. Patow: M. H., ich bitte um Verzeihung, wenn 
ich mit einer perſönlichen Bemerkung beginne. Man hat in der Commiſſion 
auf eine frühere Aeußerung von mir hingewieſen und behauptet, daß ich 
mit dieſer früderen Erklärung jetzt im Widerſpruch ſtände. Es iſt dies im 


Kommiſſions⸗Bericht mit vieler Rückſicht geſchehen, die Anſicht hat aber in 
weiteren Kreiſen Verbreitung gefunden, und iſt nicht mit derſelben Rücksicht 
behandelt worden. Sie werden es mir nicht verargen, wenn ich mich dagegen 


abe ich mir einen Grundſatz zur Pflicht gemacht. Wie fern mir auch in 
rüherer Zeit der Gedanke geſtanden hat, jemals einen Platz auf den Bän⸗ 
fen der Miniſter anch ſo habe ich doch den Grundſotz befolgt, nie 

| rundſatz zu vertheidigen, ohne mich zu fragen, ob ich 
mit dem Grundſatze oder Antrage im Stande ſein würde, die Verwaltung 
als Miniſter zu führen. Es wäre nun möglich, daß ich in der einen oder 
andern Sache von meinem heutigen Standpunkte aus eine beſſere Anſicht er⸗ 
halten hätte, in dieſem Falle liegt aber die Sache gewiß nicht ſo. Die Rede, 
auf welche Bezug genommen iſt, habe ich im Jahre 1852 gehalten. Wie 
lag damals die Sache? Es war in dem erſten Jahre unſeres verfaſſungs⸗ 
mäßigen Lebens der Landesvertretung ein detaillirter Etat vorgelegt worden; 
dieſer Etat ſchrumpfte im Jahre wieder erheblich zuſammen. 
Mit dieſer Veränderung ging eine zweite Hand in Hand. 

Die Budget⸗Commiſſion und das Haus hatten damals beſchloſſen, in 
Betreff der Etatsüberſchreitungen dieſelben Vorſchläge als maßgebend zu er⸗ 
achten, welche für die Ober⸗Rechnungskammer maßgebend find. Auch von 
dieſen Beſchlüſſen wurde im Jahre 1852 abgegangen. Dieſe Aenderungen 
waren geeignet, vie Rechte der Landesvertretung weſentlich zu beſchränken, 
und dies gab mir Veranlaſſung, einem ſolchen Verfahren entgegenzutreten. 
Aber, meine Herren, ich erklärte auch damals, daß ich davon ausgehe, da 
dieſer Grundſatz nur ein tranſitoriſcher ſei, und nicht aufrecht zu erhalten 
ſei, wenn eine beſſere Aufftellung des Etats eintrete. Während der Etat 


I rechtfertigen ſuche. Während meines ganzen parlamentariſchen Lebens 


nun damals nur 112 Titel zählte, zählt er heute 214. Durch dieſe Verän⸗ 
derung war das erreicht, was ich für nothwendig hielt. Dieſe Anſicht habe 
ich nun nicht erſt bei der Commiſſionsberathung ausgeſprochen, ſondern 
ſchon im Jahre 1853 anerkannt, daß durch dieſe Aenderung Alles erreicht 
ſei, was ich wünſchte. Wollte ich nun conſequent ſein, müßte ich jede Ver⸗ 
änderung heute bekämpfen; ich nehme aber keinen Anſtand, heute weniger 
miniſterill zu ſein, als im Jahre 1853; ich habe anerkannt, daß der Etat 
noch nicht allen Anforderungen entſpreche, habe anerkannt, daß die Staats⸗ 
Regierung zur Beſſerung bereitwillig die Hand bieten wolle. Ich darf hier 
noch einen Gegenſtand berühren, der auch bei der Berathung des Jahres 
1852 ſchwer ins Gewicht fiel. Damals war der Landesvertretung eine Rech⸗ 
nung des Etats vom Jahre 1849 noch nicht vorgelegt; erſt nachdem die 
Debatten ſtattgefunden, wurde ſie dem Landtage mitgetheilt. Ich habe da⸗ 
mals unter der Vorausſetzung geſprochen, daß die Rechnung nicht eine in 
der Art detaillirte ſein werde, wie ſie in der That von der damaligen Re⸗ 
gierung vorgelegt wurde, wofür wir ihr noch heute danken müſſen. Unter 
dieſer Bedingung war es allerdings doppelt geboten, auf eine größere Spe⸗ 
cialiſirung der Titel zurüdzugeben, als heute, wo die Rechnung ſo vorgelegt 
wird, daß alle Etatsüberſchreitungen daraus zu erſehen ſind. Bei dieſer 
Lage der Sache hat in der That der hier geſtellte Antrag bei weitem nicht 


die Tragweite, welche demſelben beigelegt wird. 


Man macht ſich von den Etats⸗Ueberſchreitungen heute keine ganz rich⸗ 
tige Vorſtellung. Wenn in den einzelnen Verwaltungszweigen die Einnah⸗ 
men ſteigen und dadurch die Betriebskoſten geſteigert werden, ſo ſind das 
Etats⸗Ueberſchreitungen, die man gewiß nicht mit dem Namen eines Sün⸗ 


den⸗Regiſters bezeichnen kann, wie es der letzte Redner gethan; es ſind das 
Ueberſchreitungen, welche von der Landesvertretung gewiß gern geſehen wer⸗ 
den. Ein anderer Theil der Ueberſchreitungen tritt häufig bei den Fonds 
ein, deren Fixirung nach dem dreijährigen Durchschnitt erfolgt, Wenn z. B. 


drei Jahre hintereinander ſehr wenig Holz gebraucht wird und es tritt 
plötzlich ein ſtrenger Winter ein, ſo müſſen die Ausgaben ſteigen. M. 55 


die Etats⸗Ueberſchreitungen machen ſich ja nicht allein bei den einzelnen 


Miniſterien; weit öfter kommen ſie bei den Provinzial⸗ und Lokalbehörden 


vor, und dieſen wird es wirklich ſehr gleichgiltig ſein, ſie werden ſich ſehr 


wenig darum kümmern, ob das Miniſterium dadurch in Verlegenheit kommt. 


Dadurch allein, daß die Miniſterien mit Strenge auftreten, kann die Controle 
geübt werden, niemals durch die Verhandlungen in dieſem hohen Hauſe. 
Häufig aber ſcheint ein Umſtand auf dieſem Gebiete vielfach überſehen zu 
werden. Es ſcheint faſt, als wenn vorausgeſetzt würde, daß, wenn das 
Gebiet der Etats⸗Ueberſchreitungen nicht im Sinne der Verfaſſungs⸗Urkunde 
noch ſo erweitert wird, wie hier vorgeſchlagen, daß dann den Behörden ein 
Freibrief zu Ueberſchreitungen gegeben wird. So ſteht es nicht: die 
trole der Landesvertretung mag ſein, wie ſie will, die Behörden aben ja 
die Verpflichtung, ſich an den Etat zu binden, fie müſſen die Etats⸗Ueberſchrei⸗ 


Con⸗ 


tungen rechtfertigen und motiviren. Allerdings hat die Landesvertretung ein 
Intereſſe daran, zu ſehen, ob dieſe Controle eine wireſame ift; dazu bedarf es 
äber der in Rede ſtehenden Maßregel nicht; die Etats⸗Ueberſchreitungen werden 
ihnen aus der jedesmaligen Rechnung klar erſichtlich. Wenn eine Etats⸗Ueber⸗ 
ſchreitung vorgekommen iſt, welche der Zuſtimmung der Landesvertretung bedarf, 
dann ſteht es feſt, daß der Miniſter, welche dieſelbe gut geheißen hat, von 
der Landesvertretung perſönlich verantwortlich gemacht werden kann. Geht 
aber die Etatsüberſchreitung in's Große, dann werden Sie auch mit der 
perſönlichen Haftbarkeit nichts ausrichten. Sie werden dann höoͤchſtens dem 
Miniſter ein Mißtrauensvotum geben, deſſen Conſequenzen er dann zu ziehen 
hat. Die Lage der Landesvertretung iſt in dieſem Augenblick eine ſolche, 
daß alle Etatsüberſchreitungen wirkſam controlirt werden können und daß 
dieſe Controle mit Effect gehandhabt werden kann. Deſſen ungeachtet bin 
ich weit davon entfernt, dem Antrage in ſeinem Prinzip entgegen zu treten. 
Der Streitpunkt, um den es ſich handelt, iſt nur der, ob es wünſchenswerth 
befunden werden könne, die Verbeſſerungen im Laufe der jetzigen Seſſion 
noch für das Jahr 1862 herbeizuführen, oder ob die gegenwärkige Seſſion 
nur dazu zu benutzen ſei, angemeſſene Vorſchläge zu machen und die Erfül- 
lung dieſer Vorſchläge für die nächſten Jahre zu erwarten. Von dem letzten 
Redner bin ich gefragt worden, ob ich die Garantie übernehmen wolle, daß 
das Haus in ſeiner gegenwärtigen Zuſammenſetzung im nächſten Jahre ſich 
hier wieder finden werde. Ja, m. H., dieſe Garantie zu übernehmen, bin 
ich freilich nicht im Stande; ich kann aber nicht verſtehen, welche Folgerun⸗ 
gen aus dem Mangel der Garantie gezogen werden ſollen. 

Setzen wir wirklich voraus, daß wir uns im nächſten Jahre hier nicht 
in dieſer Zuſammenſetzung wiederſehen, jo find nur zwei Fälle möglich. 
Entweder das Haus tritt mit demſelben Geiſte zuſammen, welchen das ge⸗ 
enwärtige hat, dann werden dieſelben Tendenzen verfolgt werden. Denken 
Sie ſich aber eine andere Zuſammenſetzung, eine ſolche, die entweder den 
Grundſatz als den höͤchſten anerkennt, dem Miniſterium in allen feinen Wün⸗ 
ſchen entgegenzukommen, oder den, ſich die Arbeit 1 zu erleichtern. 
Was gewinnen Sie dann durch Ihre heutigen Beſchlüſſe? Wer wollte die nächſte 
Verſammlung abhalten, den Etat zu ändern, wieder zu reduziren, oder ihn 
auf das erbärmliche Maß von 1852 zurückzuführen? Das Recht, was Sie 
heute baben, hat jede Verſammlung nach Ihnen. Alſo eine Garantie für 
die Zukunft finden Sie in keiner Weiſe. Es fragt ſich nur, ob die Staats⸗ 
regierung wirklich Grund hat, dem Hagen 'ſchen Antrage zu widerſprechen. 
Dieſe Gründe ſind ſchon vielfach angeführt worden; ich will ſie in aller 
Kürze wiederholen. Eine abſolute Unausführbarkeit dieſer Anträge iſt nicht 
zu behaupten, es kann aber mit Fug und Recht behanptet werden, daß die⸗ 
ſelben für das ganze Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen große Beläſtigungen her⸗ 
beiführen werden. Vor Juni wird der Etat ſchwerlich publizirt werden kon⸗ 
nen, und die ganze Arbeit eines halben Jahres geht verloren. Die Arbeit 
würde wiederholt werden müſſen, und ſo ſind unſere Beamten nicht ſituirt, 
daß ſie eine ſolche Arbeit nachholen können; es würden neue Beamten an⸗ 
genommen werden müſſen, oder die Arbeiten würden nicht mit der nothwen⸗ 
digen Zuverläſſigkeit ausgeführt werden konnen. Die Aufgabe iſt in der 
That keine leichte, und fie wird ſchwerlich in der Form des Hagen ſchen Ans 
trages geleiſtet werden können, weil namentlich die Verwaltungschefs nicht 
in der Lage ſind, das Terrain zu überſehen. 

Die Commiſſion hat auf eine Aeußerung von 1852 Bezug genommen. 
Wenn man den Abgeordneten v. Patow in einer Beziehung als Autorität 
gelten läßt, dann muß man auch in anderer Beziehung ſeine Autorität 
nicht zurückweiſen, und ich habe dieſelben Erklärungen im ahre 1853 abges 
geben, wie heute. Ich wiederhole alſo, daß das vom 8 Hagen 
vorgeſchlagene Verfahren zu keinem befriedigenden Abſchluſſe führen wird. 
Es entſteht aber auch der Uebelſtand, daß der Etat auf die verſchiedenen 
Verwaltungszweige ganz verſchieden wirkt. Es fragt ſich nun endlich, ob 
die Ablehnung des Antrages weit Folgen mit ſich führen werde; 
ich glaube das nicht, denn es handelt ſich nur darum, ob das, was wir 
wünſchen, ein Jahr früber oder ſpäter ins Leben tritt. Nach dem bisberi⸗ 

en Verfahren dürfen Sie doch dem Vertrauen Raum Ben daß ein Ver⸗ 
ahren, welches dem Beſchluſſe des Hauſes entgegenläuft, nicht eintreten 
wird; ſollte es aber eintreten, dann werden Sie nach zwei Jahren aus der 
Rechnung den Fall vollſtändig erſehen. Es würde Ihnen alſo die Mög: 
lichkeit vollkommen gegeben fein, ein ſolches Verfahren in den Formen zu 
rügen, welche der Landesvertretung zu Gebote ſtehen. (Beifall.) 

»Miniſter Graf Schwerin iſt inzwiſchen eingetreten. 0 

Abg. Dr, Virchow: Der Tenor der Rede des Herrn Miniſters von 
1852 macht ſchwerlich dem unbefangenen Leſer den Eindruck, welchen er jetzt 
bat vorwiegen laſſen. Entſcheidend würde dabei ſein, ob denn das Budget 
in der That inzwiſchen die Form erhalten hat, gie er damals als wünſchens⸗ 
werth bezeichnete. Der here Miniſter führte damals feine Anſicht in einer 
Reibe von Beiſpielen aus, u. A. aus dem von dem Abg. für Berlin fo 
diskret berührten Etat der Militärverwaltung. Selbſt, wenn der Herr Mini⸗ 
ſter aber im Jahre 1853 im Ganzen zufriedengeſtellt war, ſo wird er in 
jenen Einzelheiten das nicht behaupten können, vielmehr treffen die Bemer⸗ 
kungen noch heute zu, die er damals in Bezng auf einzelne Etats machte. 
Die gegenwärtige Frage für uns iſt: 8 wir in dieſem Jahre zur That 
ſchreiten, oder nicht? Der Herr Abg. für Berlin (Kühne) hat gemeint, im 
Einzelnen könne man ja heute ſchon den Grundſätzen des Hagenſchen An⸗ 
trages huldigen, und er bat uns dabei ſeine Unterſtützung zugeſagt. Nun 


$lm. H., das würde doch nur dann von Bedeutung fein, wenn es ſich auf 


jenen vorerwähnten, größten Etat bezöge, den einzigen, bei dem wir auch 
etwas erreichen könnten. Wir könnten vielleicht auf den Antrag verzichten, 


wenn das Oberrechnungskammergeſetz nach unſern Vorſchlägen zur Annahme 
gelangte. Der Herr Miniſter hat ſelbſt geſagt, daß dies ein Manco ſei ge⸗ 
genüber den Hagenſchen Vorſchlägen. Aber wir haben dieſe Ausſicht durch⸗ 
aus nicht, und ſo haben wir die Pflicht zu thun, was ſich erreichen läßt. 
Die Frage iſt ſo alt, wie das Verfaſſungsleben in Preußen ſelbſt, und Herr 
von Patow ſelbſt hat uns im Jahre 1852 gejagt, daß es ſich Grundſätzen 
gegenüber nicht um guten Willen, ſondern um Begründung des Rechts han⸗ 
deln müſſe. Dies verfaſſungsmäßige Recht iſt aber noch nicht begründet. 
Ich lege wenig Gewicht auf die perſönliche Haftbarkeit des Miniſters, aber 
ich lege Gewicht darauf, daß er verantwortlich ſei für Spezialpoſitionen, 
nicht blos für die Generalpoſition. er . 

Wenn der Miniſter geſagt, die Provinzialbehörden würden ſich wenig 
daran kehren, ob ſie den Miniſter in Verlegenheit ſetzten, ſo meine ich doch, 
daß die Nachſicht des Miniſters gegen ſeine Unterbehörden da, wo es ſich 
um Geld handelt, eine Ende haben müßte. (Bravo.) Ich verzichte im Vor⸗ 
aus auf eine durchaus 2200 Penne Veranlagung der Spezialetats, denn ſie 
würden nach der Erfahrung bemeſſen werden müfjen, und dieſe ergiebt, daß 
in den verſchiedenen Reſſorts eine Poſition bald ſehr wichtig, bald ſehr un⸗ 
bedeutend iſt. Um prinzipielle Harmonie handelt es ſich alſo nicht, wohl 
aber um Durchſichtigkeit und Ueberſichtlichkeit, nicht nur für uns, ſondern 
für das Land, welches von dem Budget bisher nichts, als die dürftigen all⸗ 
e Zahlen gekannt hat, aus denen kein Einblick in das Weſen der 

Staatsverwaltung möglich iſt. Da iſt z. B. ungefähr eine Million für Po⸗ 
lizeiverwaltung ausgeſetzt, bei der ſich nur durch die Titel der Spezialetats 
eine ungefähre Anſchauung ihrer 1 gewinnen läßt, und auch 
daraus läßt ſich nur erſehen, daß jedes beliebige Polizeibedürfniß aus den 
verſchiedenſten jener Titel befriedigt werden könnte. Wir fordern in der 
That, wie ſich dieſes hieraus bemeilt, nur das Minimum, das man fordern 
muß, indem wir uns auf die Eintheilung beſchränken, welche die Rechnung 
für 1859 ſelber ſchon als nothwendig anerkannt hat. Es eriſtiren, wie man 
wiſſen wird, gewiſſe Grundſätze, die ſeit Jahren von der Budgetkommiſſion 
als Norm für ihre Prüfungen angenommen ſind, und auch dieſe Gründſätze 
berechtigen unſere Forderung. Wir greifen damit nicht in die Exekutive ein, 
wir ſtellen damit keine Cabinetsfrage, wir glauben, der Herr Finanzminiſter 
wird auch nach Annahme des Antrages in Ruhe mit uns fortwirthſchaften 
können, wir meinen ihm ſogar dadurch eine Stärkung zu verleihen in ſeinem 
Beſtreben, den Staatshaushalt innerhalb feſter Grenzen zu halten. (Bravo.) 

Der Fin anzmin iſter: Der Hr. Vorredner hat geäußert, ich würde 
auch nach Annahme des Antrages mit dem Haufe ruhig fortleben; ich muß 
een n mir das Urtheil darüber zu überlaſſen, ob dies möglich 

ein werde. 

Von dem Abgeordneten Kühne, ift inzwiſchen der Antrag eingereicht 
dem Comm.⸗Antrage als viertes Alinea folgenden Satz anzufügen: Die er 
ſten drei Punkte des Comm.⸗Antrages zu genehmigen und die Erwartung 
auszuſprechen, daß dadurch die erden üg und Erweiterung einzelner 
und mehrerer Etats ſchon für das Jahr 1862 nicht ausgeſchloſſen ſein ſolle. 

Abg. v. Kehler: Der Eifer, den Etat auszudehnen, werde ſich wahr⸗ 
ſcheinlich im nächſten Jahre mehr gelegt haben und das ſei gut, denn ſonſt 
würde das Haus endlich genöthigt fein, ſeine Beſchlüſſe direct zu widerufen. 
Auf ſolchem Wege würde man ſpäter wahrſcheinlich Tauſende von Etats⸗ 
überſchreitungen zu prüfen und zu erledigen haben. Nun ſei aber ſchon 
aus den jetzigen Erfahrungen klar, daß dieſe Etatsüberſchreitungen ſelten oder 
nie Anlaß zu beſonderer Mißbilligung geben, nicht blos unter der jetzigen, 
ſondern auch aus der früheren Verwaltung, und ſo ſei denn die Dringlich⸗ 
keit, welche der Hagenſche Antrag jetzt beanſpruche, nur geeignet, einen ſehr 
ungerechtfertigten Verdacht gegen unſere Finanzverwaltung zu erwecken. Die 
politiſche edeutung des Antrages ſei ohnehin beinahe ganz verſchwunden, 
und damit falle auch nach dieſer Richtung hin die Dringlichkeit des Antrages. 
Wohl aber fei er für das Kühneſche Amendement, beſonders in Bezug auf 
den „unnennbaren Titel“, den er gern mehr ſpecialiſirt ſehen würde. 

Abg. Tweſten: Der Hagenſche Antrag, wie er jetzt vorliege, widerlege 
die Befürchtung, es könnte eine zu große Erweiterung der Specialetats ſtatt⸗ 
finden, denn er beſchränke ſich auf die Ausdehnung, welche die Regierung 
ſelbſt der Staatshaushalts rechnung für 1859 gegeben. Auch habe ja bei 
dem Etat der Domänen und Forſten der Herr inanzminiſter ſelbſt ſchon 
jetzt erklärt, daß er nichts gegen eine weitere Specialiſirung einwenden wolle. 
Das werde ſich hoffentlich auch in vielen andern Fällen widerholen. Nach 
der jetzigen Lage der Sache könnten Reformen vorgenommen werden, über 
die das Haus gar nicht gehört worden, oder gegen die es ſich vielleicht ſogar 
ausdrücklich ausgeſprochen, ohne daß davon in den Etats auch nur eine An⸗ 
deutung ſichtbar würde. In dem Bericht der Comm. zur Reviſion der Verf. 
wurde unter den 18. Sept. 1849 — Ref. Camphauſen — ausgeführt, den Zuſatz 
„jede Bewilligung gilt nur für den beſonderen Zweck, zu dem ſie beſtimmt 
worden“, ſei überflüffig. Die Kammern hätten alljährlich den Etat feſtzu⸗ 

tellen, die Rechnungen zu prüfen, und vo llig freie Hand, die Etatstitel 
o einzurichten, wie die Erfahrung es gebiete, um der Volksvertretung die 
ebührende Einwirkung auf die Verwendung der öffentlichen Gelder voll⸗ 
tändig zu wahren. Hr. v. Patow wollte damals allerdings die Ctats 
nicht durch die Kammern ausgearbeitet wiſſen; das hat aber nur formelle 
Bedeutung, da er das Recht der Kammern behauptete, gleich der Oberrech⸗ 
nungskammer auf die Spezialetats und deren Poſitionen zurückzugehen. 
Dies Recht nahm auch die Kammer 1850 und 1851 in Anſpruch, 1852 hielt 
die Budgetkommiſſion daran feſt, ſeitdem aber iſt der Grundſatz faſt allge⸗ 
mein aufgegeben, von der Regierung beſtritten, und nach dem Geſetz über 
die Oberrechnungskammer ſoll geſetzlich die Controle der Volksvertretung 
über die Verwendungen und Etatsüberſchreitungen auf die großen Titel der 
Geſetzſammlung eingeſchränkt werden. Die Regierung nimmt für ſich Ver⸗ 
trauen in Anſpruch, mit gleichem Rechte wird wohl auch die Volksvertre⸗ 
tung verlangen können, daß man ihr glaube, ſie werde nicht unnütz bei 
Etaksüberſchreitungen Schwierigkeiten erheben. Es iſt bedeutungsvoll, daß 
die Ausführung des Hagenſchen en veſſch nicht verſchoben werde, denn 
erſtens muß man nicht auf morgen verſchieben, was heute gethan werden 
kann, und dann halte ich den Druck, den der Antrag ausübt, für um ſo 
nothwendiger, als ohnehin auch bei Annahme deſſelben das Budget im 
nächſten Jahre doch noch nicht eine in dieſer Hinſicht volltommene Form 
haben wird, da die Schwierigkeiten, die ſich ſeitens der Verwaltungsbehör⸗ 
den Dagegen erheben würden, allerdings ſehr groß fein können. Auch glaube 
ich, ein Veſchluß des Hauſes, der ſehr große und unmittelbare Folgen ha⸗ 
ben muß, iſt gut und gerathen gegenüber den vielen andern Arbeiten dieſer 
Seſſion, die keinen ſolchen Erfolg haben werden. Laſſen Sie ung, flieht 
der Redner mit den Worten des Finanzminiſters, dies wichtige Recht der 
Landesvertretung nicht zu einem bedeutungsloſen machen! (Bravo). 

Der Finanzminiſter verwahrt ſich dagegen, als habe die Regierung 
den früheren Grundſatz aufgegeben, daß auch qualitative Etatsüberſchreitun⸗ 
gen, d. h. ſolche Verwendungen, die innerhalb der unveränderten Geſammt⸗ 
ziffern des Etats zu anderen, als den angegebenen Zwecken geſchehen, der 
nachträglichen Genehmigung der Kammern bedürften. Die Regierung habe 
denjelben vielmehr ausdrücklich in ihrem Geſetzentwurfe über die Oberrech⸗ 
nungskammer anerkannt. Der Herr Miniſter äußert ſich ſchließlich gegen 
das Amendement Kühne. Die formellen Schwierigkeiten, die es ſchaffe, ſeien 
dieſelben, wie bei dem urſprünglichen Antrage, und das Reſultat würde höch⸗ 
ſtens fein, daß der Hagen ſche Antrag dort nicht zur Anwendung komme, wo 
das ohne Schwierigkeit geſchehen könne, au) aber dort angewendet 
würde, wo die Schwierigkeiten groß wären. 2 35 0 

Abg. Stavenhagen: Das Amendement Kühne geht ſichtlich viel wei⸗ 
ter, als der gegenwärtige Antrag Hagen: es ftelle den urſprünglichen An⸗ 
trag Hagen wieder her, denn es würde ja vollſtändig in der Hand der Bud⸗ 
get⸗Commiſſion liegen, wo ſie die Specialiſirung für geboten erachte. Er ſei 
deshalb für den Kühne ſchen Antrag, in beſonderer Beziehung auf den Etat 
I e deſſen größere Specialiſirung er aufs Entſchiedenſte 

n 

Ein Schluß antrag, von dem Abg. v. Diepenbroid eingebracht, findet 
nicht die Majorität. 

Abg. Behrend: Er habe den Vorwurf der Inkonſequenz abzuwehren, 
den man ihm aus ſeinem Verhalten in der Commiſſion gemacht. Er ſei da⸗ 
bei in gleicher Lage mit den Herren Abgeordneten, welche jetzt für das 
Kühne ſche Amendement ſtimmten, und es, mit dem Herrn Finanzminiſter, 

r weitergehend als den Hagen'ſchen Antrag hielten. Er habe vorausge⸗ 
etzt, daß die Gründe, welche die Staatsregierung gegen den Hagen ſchen Aus 
trag vorgebracht, in der That beachtungswerth ſeien, und dies müſſe er noch 
heute behaupten. Es müſſe zugegeben werden, daß die Ausführung deſſelben 
roße Schwierigkeiten bereite, und die Einwendungen, welche die Staats⸗ 
Regierung gegen den Antrag erhoben, ſchienen ihm vollſtändig gerechtfertigt. 
Bei dem gegenwärtigen Vorſchlage des Abg. Hagen könne er eine weſentlich 
vermehrte Kebeit nicht erwarten, und dieſe jetzt ganz weſentliche Verbeſſerung 
des früheren Antrages, welche die Schwierigkeiten ſämmtlich beſeitige, die 
früher vorlagen, habe ihn veranlaßt, gegenwärtig für dieſen Antrag und 
gegen die Commiſſion zu ſtimmen, und dabei glaube er nicht inconſequent 


u ſein. 6 ER , 
g . Miniſter v. Roon und v. Bernuth ſind inzwiſchen eingetreten.) — 
Der Schluß wird abermals abgelehnt. 7 Ne 

Abg. v. Bender: Der Schwerpunkt der Hagenſchen Anträge liege in 
ihrer pringipiellen Wichtigkeit, aber eben um dieſer willen ſtimme er mit 
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ſeinen Freunden dagegen. Sie wollten deshalb gerade eine beſonders ſorg⸗ 
fältige und gründliche Erörterung. Daher wünſchten ſie dieſelbe aber auch 
auf das Jahr 1863 hinausgeſchoben. Die Frage ſei keine dringende. Es 
ſei kein Grund zum Mißtrauen für die Gegenwart und auch nicht für die 
Zukunft vorhanden. Dem Amendement des Abg. Kühne ſei von dem Abg. 
Stavenhagen eine zu große Tragweite gegeben, und er würde nicht dafür 
ſtimmen, wenn es der Abg. Kühne in demſelben Sinne aufgefaßt haben 
ſollte. Je nach der Erklärung deſſelben bitte er daher, nur für die Commiſ⸗ 
ſionsanträge oder für dieſelben mit dem Amendement Kühne zu ſtimmen. 

(Die Miniſter Graf Pückler und v. Bethmann ſind eingetreten.) 

Abg. Schulze⸗Delitzſch: Zur neuen Aera, von der man ſo viel hoffe 
und ſpreche, ſei vor Allem die Mitwirkung des Hauſes nöthig. Die Poſition 
deſſelben ſei dabei um deswillen beſonders ungünftig, weil die früheren Volks⸗ 
vertretungen die ſchweren Fragen, die an ſie herangetreten, nicht löſten, ſon⸗ 
dern ſie vertagten. (Unzufriedenheit zur Rechten.) Wie die Bevölkerung das 
empfunden habe, wird der Abg. für Berlin (Kühne) aus ſeiner Wahlver⸗ 
ſammlung zu berichten wiſſen. Auch das Amendement, das derſelbe heut 
eingebracht, ſei wieder ein ſolcher Vertagungsverſuch. (Bravo zur Linken.) 
Man ſpreche von Konflikten. Er wünſche fie nicht herbei, aber noch weniger 
wolle er ſie auf Koſten der Prinzipien des Liberalismus vermeiden. Stände 
ein Rücktritt des liberalen Theils des Miniſteriums bevor, ſo wünſche er 
doch, daß derſelbe nur erfolge im Dienſte jener liberalen Prinzipien, denen 
dieſe Mitglieder Jahre lang gehuldigt. (Bravo.) 

> Der Fin anzminiſter: Der Herr Vorredner hat von einem Rücktritt 
einzelner Miniſter geſprochen. Das Miniſterium iſt ſolidariſch; ein Conflict 
mit einem Theile des Miniſteriums iſt nicht denkbar. Durch Wahlver⸗ 
ſammlungen, auf die ſoeben Bezug genommen worden, hat ſich kein Abgeord⸗ 
neter beſtimmen zu laſſen; dieſer ſoll vielmehr jene beſtimmen. (Bravo rechts.) 
Der Vorredner hat die Beſchränkungen beklagt, denen die Landesvertretung 
unterliege. Es iſt richtig, daß in einzelnen Verfaſſungs⸗Urkunden Beſtim⸗ 
mungen vorkommen, welche das Bewilligungsrecht weiter ausdehnen, als die 
preuß. Verf. Aber das ſind nur einzelne Beziehungen; in andern weſentli⸗ 
chen Beziehungen hat die preuß. Landesvertretung bedeutendere Rechte als an⸗ 
dere. Ich erinnere daran, daß unſer Etat alle Jahre feſtgeſtellt wird, wäh⸗ 
rend andere Etats 3⸗ und 6jährige Perioden haben. Der Vorredner hat end⸗ 
lich geſagt, der Antrag ſchiene vom Miniſterium wie ein Mißtrauensvotum 
aufgefaßt zu werden; das iſt nicht der Fall; es fragt ſich nur, ob nach An⸗ 
nahme der Vorſchläge es noch möglich iſt zu regieren und die Verantwor⸗ 
tung für die Leitung der Geſchäfte zu übernehmen, ob darin nicht ein Ein⸗ 
griff in die Executive liegt. (Beifall). Von dem modificirten Hagen ' ſchen An⸗ 
trage hat die Regierung erſt heute Kenntniß erhalten; fie kann ſich des; 
halb nicht darüber erklären und muß auch dieſem widerſprechen. 

Ein neuer Schlußantrag wird wiederum abgelehnt. Für den Com⸗ 
miſſtons⸗Antrag ſind noch die Abg, Kühne und Lette, gegen denſelben die 
85 Dr. Freſe und Wachsmuth eingezeichnet. — Miniſter v. d. Heydt iſt 
erſchienen. 

Abg. Kühne rechtfertigt ſein Amendement gegen die Einwände des Finanz⸗ 
miniſters. Der Miniſter werde, wenn die Budget⸗Commiſſion eine weitere 
Specialiſirung für nothwendig finde, immer noch bei der Debatte im Hauſe 
ſich Ir entſcheiden haben, ob er die Specialiſirung wünſche, oder ob er auf 
die betreffende Bewilligung verzichte. — Der Finanzminiſter erklärt ſich 
nach dieſer Aeußerung mit dem Amendement einverſtanden. 

Drei neue Schlußanträge ſind eingegangen. Das Haus nimmt jetzt den 
Schluß an. Nach einigen Worten des Antragſtellers, Abg. Hagen (der 
Ref. Abg. v. Hoverbeck verzichtet auf das Wort), geht man zur Abſtim⸗ 
mung zuerſt über ben Hagenſchen Antrag, für welche Namensaufruf bean⸗ 
tragt iſt. Für denſelben ſtimmen: Schulze (Berlin), Seubert, Sombart, 
Steinhart, v. d. Straaten, v. Saucken⸗Tarputſchen, Taddel, Techow, von 
Tſcharsky, v. Vaerſt, Velthuſen, Virchow, Wachsmuth, Waldeck, Voß bebe 
Weigoldt, Ban beide v. Zoltowsky, Alkiewien, Aßmann, Bahn, beide 
Baſſenge, Bauk, Dr. Becker, Behrend, Beitzke, Bender (Gumbinnen), Beh⸗ 
ring, Bernhardi, v. Bockum, Buchholz, Burgartz, Bellier, Braun, v, Carlo⸗ 
witz, Chomſe, Coupienne, Dahlmann, v. Diedrichs, Dieſterweg, Depfer, Dun⸗ 
der, Faucher, Förſter, v. Forckenbeck, Freſe (Minden), Gable, Gerſtein, Gräſer, 
Gringmuth, v. Guttry, Gr. Hacke, Hagen, Harkort, Heidenreich, beide v. Hen⸗ 
nig, Heuſer, v. Hilgers, Hinrichs (Grimmen), Hölzer, Houſſelle, v. Hoverbeck, 
Nee Immermann, Kalau, Kerſt, v. Kirchmann, Knövenagel, Dr. 

oſch, Kraatz, Krieger (Goldapp u. Berlin), Kuhlwein, Dr, Liebelt, Löwe, 
v. Lubinsky, Lüning, Martini, Mathes, Meybauer, Michaelis, v. Morawsky, 
Dr. Müller un, 0r. Nücker, Olfers, Oppermann, Pannier, beide Bari: 


A 


fius, Dr, Baur, Gr. Plater, Poſt, Prince⸗Smith, Pruſinowski, Raffauf, 
Reimnitz, Reſpondeck, Runge, Riebold, Ritter, Röpell (Danzig), Salfeld, von 
Saucken⸗Gerdauen, Schiebler, Schlick, Schmiedecke u. A. 

Dagegen: Schwenzner, Gr. Schwerin, v. Seherr, Sello, Senff, Sieber 


(Neiſſe u. . e ee Gr. Strachwitz, Strecke, Strecker,] 


Strohn, v. Struenſee, de Syo, v. nruh⸗Bomſt, Wachler, Wahle, Wanjura, 
Weber, Ziegler, Zierenberg, Zumloh, Albrecht, Aldenhoven, André, Bayer, 
Bender (Olzen), Gr. Bethuſy, Biernatzki, Böcker, beide v. Bonin, Borſche, 
Dr. Braun, Bürgers, v. Carnall, Contzen, Denzin, Dierſchke, Evers, Fellen⸗ 
berg, Fier, Fliegel, Foitzick, Frech, Friedrich, Frohning, Fubel, Goͤddertz, 
v. Gottberg, Grabow, Grundmann, Grunwald, Gützloe, v. d. Heydt, 
Jüngken, Karſten, Kautz, Kleinwächter, Kloſe, Krätzig, Krauſe (Magdeburg), 
V. Langendorf, Lette, Lympius, v. Mallinckrodt, Zur⸗Megede, Mettenmeyer, 
Ottow, Paſewaldt, v. Patow, v. Pfuhl, beide Plaßmann, Raesfeld, Sar⸗ 
razin, v. Saucken⸗Julienfelde, Röpell (Breslau), Schober, Schubert, v. Sän⸗ 


ger, Schult, u. A. . 
Das Reſultat iſt Anus um des Hagen'ſchen Antrages mit 171 gegen 
143 Stimmen; der Commiſſions⸗Antrag und das Kühne'ſche Amendement 


ſind damit gefallen. 
Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. Ta⸗ 


gesordnung: Fortſetzung der heutigen. 

Berlin, 3. März. [ Amtliches.] Se. Majeftät der König 
haben geſtern Nachmittag um 1 Uhr dem hanſeatiſchen Miniſter⸗Reſt⸗ 
denten Dr. Geffcken eine Privat-Audienz zu ertheilen, und aus deſ⸗ 
fen Händen ein Schreiben Sr. königl. Hoheit des Großherzogs von 
Oldenburg entgegenzunehmen geruht, wodurch er gleichzeitig als groß⸗ 
herzoglich oldenburgiſcher Miniſter-Reſident am hieſigen allerhöchiten 
Hofe beglaubigt wird. 

Den 6. März. Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt 
geruht: Dem Kreisrichter v. Zychlinski in Meſeritz bei ſeiner nach⸗ 
geſuchten Entlaſſung aus dem Juſtizdienſte den Charakter als „Juſtiz⸗ 
Rath“ zu verleihen. Dem ordentlichen Gymnaſiallehrer Kinzel zu 
Ratibor iſt das Prädikat „Oberlehrer“ beigelegt worden. Der bishe— 
rige Kreisrichter Weſener in Asbach iſt zum Rechtsanwalt bei dem 
Kreisgericht in Altenkirchen, und zugleich zum Notar im Departement 
des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in 
Altenkirchen ernannt worden. Der vereidete Makler Theodor Hertel 
in Berlin iſt zum Agenten der Hauptbank für Geld- und Fonds⸗Ge⸗ 
ſchäfte ernannt worden. : 

Se. Majeſtät der König haben allergnäbigit pet: dem Schiffs⸗Capitain 
C. M. Gollatz zu Grabow, Führer des Seefahrzeugs „Max Graf von 
Schwerin“ die Erlaubniß zur Anlegung der von des Kaiſers der Franzoſen 
Majeſtät ihm verliehenen llbernen Medaille 1. Klaſſe und dem Schutzmann 
Eduard Heinrich Ferdinand Tillner in Danzig zur Anlegung der 
von Sr. Heiligkeit dem Papſte ihm verliehenen Medaillen: „pro Petri sede“ 
uud „Bene merenti“ zu eriheilen. . (St.⸗A.) 


5 Meteorologiſche Beobachtungen. 


Barometer Luft⸗ Allgemeiner 
Stationen. bet 0 Gr. R.] Temperatur. Wind. | Witterungs- 
Par. Maß.] Reaumur. Zuſtand. 
—— —— — ¾ʃi- 
Wien 27 6,79 | —0,6 O. 1. Nebel. 
2 S( Paris 27 6,03] +0,86 NNO. 1, Regen. Schnee. 
S) Greenwich .. 27 3,73 —02 WSW. 1 Wollig. 
8 Petersburg... 27 10,16 — 12,0 D. 3, Schnee 
25 Noskau 27 8,38 | „—7,8 SW. 3. Schnee 
So Madrid 27 626 | +04 SSW. 3. Heiter. 
2 Berlin........ 28 1,04 | +23,2 SW. 2, Heiter. 
3 S\Königsberg....| 28 1,84 | +7,8 W. 0, | Heiter, 
A Breslau 27 9,05 +19 N. 1. Trübe. 
S Koln ... . 28 1,35 +46 NO. 2. Heiter. 
Frankfurt a. M.] 27 6,08 +3,0 — Heiter. 
— —' — —— —ũ —— 
Breslauer Sternwarte. 
6. März 10 U. Abds.] 27 9,36 —1,O SO. 3. Heiter. 
7. März 6 U. Morg.| 27 8,16 | —1,0 59. Trübe, 


[bez. u. Br., April 16% —% 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 6. März, Nachm. 3 Uhr — Min. Die Rente eröffnete zu 69, 90, 
fiel auf 69, 70, ſtieg wieder auf 69, 90 und ſchloß matt zur Notiz. Conſols 
von Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zprog. 
Rente 69, 75. 4 4 prz. Rente 99, 50. Zprz. Spanier 48. Iprz. Spanier 
—. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Ciſenbahn⸗Attien 503, Credits 
mobilier⸗Aktien 756. Lomb. Eiſenb.⸗Aktien 545. Oeſter. Credit⸗Aktien —. 

London, 6. März, Morgens. In Newyork war der Wechſelcours auf 
London 114. 

London, 6. März, Nachm. 3 Uhr. Wetter warm und regneriſch. Conſols 
93 JJ. Iprz. Spanier 43. Mexikaner 34%. Sardinier 81. Sprz. Ruſſen 
99. 4 proz. Ruſſen 9. . 

Wien, 6. März, Mitt. 12 Uhr 30 Min. Börſe ſehr feſt. Sproz. 
Metall. 70, 40. 4 K proz. Metall. 61, 75. Bank⸗Aktien 828. Nordbahn 
215, 20. 1854er Löoſe 91, 25. National⸗Anleihe 84, —. Staats⸗Eiſenb. 
Aktien⸗Cert. 275, —. Creditaktien 199, 20. London 137, 80. Hamburg 
103, —. Paris 54 60. Gold —, —. Silber —. —. Eliſabetbahn 155, —. 
Lomb. Eiſenbahn 272, —. Neue Looſe 128, 90. 1860er Looſe 91, —. 

Frankfurt a. M., 6. März, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Oeſterreichi. 
ſche Effekten bei geringen Umſätzen etwas matter. Schluß⸗Courſe: 
Ludwigshafen⸗ Bexbach 130%. Wiener Wechſel 85%. Darmſtädter Bank⸗ 
Aktien 202½. Darmſtädter Zettelbank 249. Sproz. Metall. 4974. 4 Aproz. 
Met. 42%. 1854er Looſe 64%. Oeſterr. National⸗Anleihe 59%. Oeſterr.⸗ 
Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 231. Oeſterr. Bank⸗Antheile 705. Oeſterr. 
Eredit⸗Attien 1087, Neuefte dfterr, Anleihe 65%. Oeſt. Elifabetbahn 110. 
Rhein⸗Nahe⸗Bahn 27. Mainz⸗Ludwigsh. Litt, A. 1175 


Hamburg, 6. März, Nachm. 2 Uhr 30 M. Bbrſe ſehr geſchäftslos. 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 60%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 71%. 


Vereinsbank 101%, Norddeutſche Bant 94. Rheiniſche 91%. Nord⸗ 


bahn 58%. Disconto —. Wien —. Petersburg —. 
Liverpool, 6. März [Baumwolle.] 2,500 Ballen Umſatz. — 


Preiſe unregelmäßig, ungefähr % niedriger als am vergangenen Freitag. 


Berlin, 7. März. Die Stimmung der Börfe war heute ungleich beſſer, 
die Haltung auch feſter und das Geſchäft, wenngleich von Hauſe aus im 
Ganzen nicht belebt, gewann wenigſtens gegen Ende etwas an Thätigkeit, 
als die wiener Mittagsnotirungen die ſchon durch die dortigen Frühcourſe 
angeregte Erwartung einer guten Börſe beſtätigten. Da auch die geſtrige 
pariſer Vörſe günſtiger verlaufen iſt, als die augenblicklichen Zuſtände in der 
franzöſiſchen Hauptſtadt vorausſetzen ließen, fo zeigte ſich auch unfere Börſe bei 
Weitem berubigter und am Schluß zu Geſchäften geneigter. Gute Nachrichten 
über einzelne Unternehmungen — wir nenneu namentlich Oberſchleſ. Eiſenbahn 
und Schleſiſchen Bankverein — kamen hinzu, die Stimmung Bange zu er⸗ 
halten. Der Geldmarkt bleibt unverändert flüffig, für erſtes Bankierpapier 
ift Geld mit 2% übrig, ausnahmsweiſe wurde ſelbſt 8.2 5 en. 

. u. H. Z. 


Berliner Börse vom 6. März 1862. 


Berliner Stadt-Obl. . 44 dito Prior F. 


Kur- u. Neumärk. .|3 Oppeln-Tarnow. 


Fonds- und Geldaourse. Die. 75 
brew. Staats-Anleihe faz 101 % ba Oberschien. B. 18 E nt de 
ee eie dito C..| 1% 136 & 130 ba. 
62, 34, 86, 66, cf, ba. F 

dito 883] 4 101 ba. dito Prior E. — 0 6 0 

dito 1808| 6 108, @ dito Prior C. — | A 97 ba u. 9 
3taats-Schulä-Sch. ... 3% 90 / bz. dito Prior B.. — 401 br u. G 
Präm,-Anl. von 185 [3%,|121 ba dito Prior E. — 1844187 ba 

% 
— 15 101 B 


3 dito dito a Prinz. W. (gt.-V.) J. 4 68% ba. 

2 | Pommersche .. 656i 4b Bnanische 46 & [924% be. 

3) dito nous 101 bz. dito (8) Pr. — 4 198% G. 

3 Posensche . 4 1034, 6. dito Prior — 4 — 

2 Ato .. 55 9816 B. dito III. Em. | — 4% 08 J 4 % bz. 
dito neu cr. 640 Hi B. ithoin-Nahebahn | — | 4 125%, 426etw.ba.u R. 
Schlesische . . 870085 B. Buhrort-Orefald. | 3½3½ 93 ½ bz. 

o [Kur- u. Neumärk. | 4 199% bz. Starg.-Posener 2 33% P 4% bz. 

3 Fommersche . 499 ½ G. üringor . 6% A 148. bz. 

© Pogongche . 486 bz. Wilhelms-Bahn .| — | 4 |47%, 4 42 ba 

41 Preussische ..c...| 4 En @ dito Prior — 4 ½ 0 

& | Westf. u. Rhein. 4 0 do III. Kin. | — 4% 05% ba 

3 Sächsisch 419% G. — 4/0 

Schlesische 409 ½ bz 1 17 

Lonlsdor . 1003, G. Me. Se . 

Zoldkronen . .. . .. 19. 61% G. Preuss. und ausl. Bank-Aetion. 

Auslandisehe Fonds. U — an 7 
Oesterr. Metall.. .. . E 124 B. Berl. K.-Verein. 5 418 @. 


‘ q 5 
dito der Pr.-Anl. | 4 635 B. Borl.-Haud.- Ges. sy 4 186 


j 6 
dito neue 100,-fl.-L. I — 63 Berl. W.-Orod. G. ER 
dito Nat.-Anleiho .| 5 61 ba u. G. Deannschmiauk) 4 78%, 6 
dito Baukn. u. Whr. 173 br. Bremer 5 4 103% 5 
ausg,-engl. Anleihe. 5 % B. Coburg. Oreait-A.| — 46 b. 
dito F. Auleihe...| & |R47, B. Dermal. Zettel-B.| 2 4 |100 G, 
dito poln. Sch.-Obi.] A 180% ba. Daruast,Oredb.-A.; 4 4 51 ½ a % bz 
Polu, Pfandbriefe. 2 5 — Dong. Grodith.-A. | — 4467, 4 % be 
dito III. Em. .....| 4 (4% be. Disc.-Om.-Anthl. | Big! 4 00 bau. G 
?oln. Obl. & 560 Fl.] 4 192 8. Gent, Oreditb.- . 2 4 41% ba. 
dito à 200 Fl. 6 94% @ Geraer Bank 78 4 li 60d. f 
dito à 200 FI. — % 8 Herb. Nrd. Bauk; 4 4 ¼ B. 
Poln. Banknoten ... |f41 ba „ Vor. 46% 410% 
Kurhesg. 40 Tir... . — 1 B. Hannov. , 801 446% 6 
Baden 38 Fl. . 2381 &. Leipziger „ 1314 [70% bau. B 
5 en-Uaursg. —- || Luxombr; 47 1 4 a. 
7 85 2155 Magd. Priv. „ 2. 187% 6. 
— | Meln.-Gredib.-A, 5 46% ba. 
Aach-Düsseld,..| 343% 167 ba. nat TE LE at me, 
Asach.-Mastricht,. | — 23% 4 ½ bz Pos. Prov.-Bank 67 4 94 B. 
Amgt.-Rotterdam 5 | 4 % % ban @ Preuss. R. Ah Sf 121%, ba 
Berg.-Märkischo | 5% 4 108, bz Schi. Bank-Ver. | B * 661% ba. 
im. - 4 11 ba Thüringer Bank 2½ 458 5 
Hamburg. 116 8. 9 
beit ge 5 5 Weimar. Bank. . 4 470% @G 
erlin- Stettiner. 6% 4 120 B. W M 
Broslau-Freibrg. | 5½ 4 119%, bzuG rg 2 b 
Cöin-Minduner ., 12 br 2 K 144% ba 
Franz.St.-Eigenb.| 7f 122%, bz. 8. T. 181% — 
Ludw.-Bexbach. | 4 [130% etw. bre. a MJ 780½% ba 
Magd,-Halborst.. 18% 4 267 bz. la ale 20 b 
Magd.-Wittenbrg.| 2 4 4 ½ B. 1 M. 0 % ba. 
Mainz Ludw. A. 5, 4 |117 ba, 8 4.72% be. 
Mecklenburger . 2½ A 61 bz. 2 M. 2% ba. 
Münster-Hammer 448 ½ 6 2 M. 86.26 8 
Noiase-Brieger ..| 2 468 ¼ 4 69 bz. 8 T.|oey, G. 
Niederachles, ...| A | 4 08½ 6. 2 M. vor @: 
S,-Schl-Eweigb, 168585 Er > la M. 6,28 6 
Lordb. Fr.-W. 68 J 4 50 à 53 be. a 70 bz. 3 
dito Prior. . — 49 10 c * Warschau ra 8 
Oberachles. A.. 7 13121138 & 139 br. Bremen 8 T. 100% 55 


Breslau, 7. März. Wind: Süd⸗Weſt. Wetter: bewölkt. . 
mometer Früh 44 Wärme. Bei guten Angeboten war der Gelhäfleventeht 
u K 4 files echt N dazu fehlt. 

Weizen ſehr ſtilles Ge zu kaum behaupteten Preiſen; pr. 8öpfd. 
weißer 75—88 Sgr., gelber 75 — 87 Sgr. — Kr Ei hoben —— 
rungen und feſter Stimmung gut behauptet; pr. 84pfb, 55 — 57 — r.. 
feinſter 61 — 62 Sgr., vereinzelt über Notiz bezahlt. — Gerſte ſchwach 
gefragt zu billigen Preiſen: pr. 70pfd. weiße 38 —39 Sgr., helle 36 — 
47 Sgr. gelbe 35—36 Sgr. — Hafer feſt; pr. 5Opfd, ſchleſiſcher 24— 
Gesc — ln 50 5 beachtet. 1 ſehlen. — Bohnen ohne 

eſchäft. — aten wenig angeboten. — 
bei ſchwachen Angeboten Sciaetee eee 


ö Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
jj Bahnen LI 068 
Bajer. ELSE. 224% Pate 20 

en?! 45—54—60 Sommerräbfen.. 160—170— 186 


rbſen 

Kleeſaat, rothe, fanden nur ſehr billige Angebote guter Waare Beach⸗ 
tung, weiße ganz vernachläſſigt; Eee 
De 0 rothe 6-9—11—12—13 Thlr., weiße 

Thymothee wenig Geſchäft, 7—8¼ Thlr. pr. Ctr. — 8 
Sad à 150 Pfd. netto 20.42 Sgr., b. Er ba SattcHtein DR 

Vor der Börſe. 

Rohes Rüböl feſter, pr. Ctr. loco und nahe Termine 12% Thlr. — 
Spiritus pr. 100 Quart & 80 % Tralles loco 16 Thlr., pr. März 16% 
Thlr. Geld, Fl 16% Thlr. Geld, Juni⸗Juli 17 Thlr. 

Poſen, 6. März. Wetter: ſchön. Roggen: feſter. Gel, — Wispel. 
DE bea, Arte 40% bez u. G, % Br. Mal Jun W be 

7 * tz U. 7 7 7 i * 

u. ld. Sept.⸗Oktbr. 44% Br. | = A f N 3 4075 hi. 
Spiritus: geſchäftslos. 5 1 a 2 d. 2 5 16%, 

/ ez. u. Br., Mai — ez. u. Br., Juni 
16% Br., “ Gld., Juli 17% Br. u. Gld., Auguſt 17% Br. 9 
Hartwig Kantorowicz Söhne. 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graf, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 


